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Regierungsentwurf zur Umsetzung der 
EU-Verbandsklagen-RL beschlossen

Mit dem Gesetzentwurf soll die Richtlinie (EU) 
2020/1828 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 25. November 2020 über Ver-
bandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen 
der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/22/EG umgesetzt werden. Die Richtlinie 
verpflichtet die Mitgliedstaaten der EU, zwei Ar-
ten von Verbandsklagen vorzusehen: Verbände 

müssen das Recht haben, im eigenen Namen 
Unterlassungsklagen zu erheben, durch die Zuwi-
derhandlungen gegen Verbraucherrecht beendet 
werden können. Außerdem sollen Abhilfeklagen 
erhoben werden können, durch die Verbraucher-
rechte durchgesetzt werden können. Abhilfekla-
gen gibt es im deutschen Recht bislang nicht.

Das Kernstück des deutschen Gesetzentwurfs ist 
das neue Verbraucherrechtedurchsetzungsgesetz 
(VDuG), das die bisher in der Zivilprozessordnung 
enthaltenen Regelungen über die Musterfeststel-
lungsklage bündle und fortentwickle, heißt es in 
einer Mitteilung des Bundesjustizministeriums.

Die Einführung der neuartigen Klageform – die 
Abhilfeklage – erlaube Verbraucherverbänden, 
gleichartige Leistungsansprüche von Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern gegen ein Unternehmen 
unmittelbar gerichtlich einzuklagen. Dieses neue 
Instrument könne beispielsweise bei Entschädi-

Das Bundeskabinett hat Ende März den von Bundesminister  
Dr. Marco Buschmann vorgelegten Regierungsentwurf zur Umsetzung  
der EU-Verbandsklagen-RL beschlossen. 

Einzelkämpfer vor Gericht: Der neue Gesetzentwurf soll die Durch-
setzung von Kollektivinteressen stärken.
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gungsansprüchen wegen der Annullierung dessel-
ben Fluges oder bei Zinsnachzahlungsansprüchen 
wegen einer massenhaft verwendeten unwirksa-
men Vertragsklausel eines Geldinstituts zur An-
wendung kommen.

Um Klagen unseriöser Verbände zu verhindern, 
sollen besonders qualifizierte Einrichtungen zur 
Klage berechtigt sein, auch aus anderen Mitglied-
staaten der EU. Dabei müssen die Verbände An-
sprüche von mindestens 50 Betroffenen vertreten. 
Verbraucherinnen und Verbraucher können ihre 
Ansprüche, auf die sich die jeweilige Abhilfekla-
ge bezieht, in einem Verbandsklageregister an-
melden. Sie müssen also nicht selbst klagen und 
profitieren unmittelbar von dem Verfahren: Ihnen 
zustehende Beträge werden im Erfolgsfall von ei-
nem Sachwalter direkt an sie ausgezahlt.

Kleine Unternehmen werden im Gesetzentwurf 
Verbraucherinnen und Verbrauchern gleichgestellt, 
d. h. auch sie profitieren von der Abhilfeklage. 

Bislang ist der kollektive Rechtsschutz bei Ver-
stößen gegen verbraucherschützende Vorschriften 
in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
höchst unterschiedlich geregelt. Die EU-Richtlinie 
zu Verbandsklagen war von den Mitgliedstaaten 
der EU bereits bis zum 25. Dezember 2022 in nati-
onales Recht umzusetzen. Die neuen Regelungen 
müssen nun ab dem 25. Juni 2023 angewendet 
werden.                                                       chk

EuGH zur Haftung bei Abschalteinrichtungen
Der EuGH hat in der Rechtssache C-100/21 am 21. März 2023 entschieden: Der Käufer eines Kraftfahrzeugs mit 
einer unzulässigen Abschalteinrichtung hat gegen den Fahrzeughersteller einen Anspruch auf Schadensersatz, 
wenn dem Käufer durch diese Abschalteinrichtung ein Schaden entstanden ist. 

Ausgangspunkt der Entscheidung war das 
Landgericht Ravensburg (Deutschland), das 

mit der Schadensersatzklage einer Privatperson 
(QB) gegen Mercedes-Benz Group befasst ist. Die-
se Klage ist auf den Ersatz des Schadens gerichtet, 
den Mercedes-Benz Group dadurch verursacht 
haben soll, dass sie das von QB erworbene Die-
selkraftfahrzeug mit einer Software ausgerüstet 
habe, mit der die Abgasrückführung verringert 
wird, wenn die Außentemperaturen unter einem 
bestimmten Schwellenwert liegen. 

Der EuGH weist das deutsche Gericht darauf hin, 
dass Fahrzeuge gemäß der Richtlinie 2007/46 zur 
Schaffung eines Rahmens für die Genehmigung 
von Kraftfahrzeugen (im Folgenden: Rahmenricht-
linie) einer EG-Typgenehmigung bedürfen, die nur 
erteilt werden kann, wenn der Fahrzeugtyp den 
Bestimmungen der Verordnung Nr. 715/2007, ins-
besondere denen über Emissionen, entspricht. Da-
rüber hinaus sind die Fahrzeughersteller nach der 
Rahmenrichtlinie verpflichtet, dem individuellen 
Käufer eine Übereinstimmungsbescheinigung aus-
zuhändigen. Mit diesem Dokument, das u. a. für 
die Inbetriebnahme eines Fahrzeugs vorgeschrie-

ben ist, wird bestätigt, dass dieses Fahrzeug zum 
Zeitpunkt seiner Herstellung allen Rechtsakten 
entspricht. Durch die Übereinstimmungsbeschei-
nigung lässt sich somit ein individueller Käufer ei-
nes Fahrzeugs davor schützen, dass der Hersteller 
gegen seine Pflicht verstößt, mit der Verordnung 
Nr. 715/2007 im Einklang stehende Fahrzeuge auf 
den Markt zu bringen. 

Diese Erwägungen führen den Gerichtshof zu 
dem Schluss, dass die Rahmenrichtlinie eine unmit-
telbare Verbindung zwischen dem Automobilher-
steller und dem individuellen Käufer eines Kraft-
fahrzeugs herstellt, mit der diesem gewährleistet 
werden soll, dass das Fahrzeug mit den maßgebli-
chen Rechtsvorschriften der Union übereinstimmt. 
Dementsprechend schützen nach Auffassung des 
Gerichtshofs die Bestimmungen der Rahmenricht-
linie in Verbindung mit denen der Verordnung Nr. 
715/2007 neben allgemeinen Rechtsgütern die 
Einzelinteressen des individuellen Käufers eines 
Kraftfahrzeugs gegenüber dessen Hersteller, wenn 
dieses Fahrzeug mit einer unzulässigen Abschalt-
einrichtung ausgestattet ist.  

chk
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JETZT NEU:

Diversity in Recht & Wirtschaft
Die 1. Fachzeitschrift rund um Diversity, Equality & Inclusion

Diversity in Recht & Wirtschaft 

Ihr neuer Praxis-Ratgeber für ein nachhaltig erfolgreiches 
diverses Unternehmen!

• beleuchtet auf juristischer und wirtschaftlicher Ebene 
die gesamte Bandbreite des Themas Diversität

• bringt quartalsweise die wichtigsten Neuigkeiten 
auf den Punkt

• informiert über aktuelle rechtliche Entwicklungen 

• berät seine Leser:innen mit konkreten Handlungs-
empfehlungen, Best-Practice-Beispielen, Arbeits-
mitteln und Checklisten für die tägliche Praxis

• mit Untersuchungen zu Diskriminierung am 
Arbeitsplatz aufgrund sozialer Merkmale, der 
Frauenförderung und -quote oder Lohngleichheit 

• beantwortet aktuelle Rechtsfragen im Arbeits-, 
Vertrags- oder Vergaberecht

Jetzt probelesen mit gratis 
Onlinezugang zur Datenbank!

www.divruw.de

Diversity in Recht & Wirtschaft
Kontakt: kundenservice@ruw.de

Jetzt gleich kennenlernen!
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